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Traktandum SGB 0099/2019: Staatsanwaltschaft: Erhöhung der Anzahl Staatsanwältin-

nen und Staatsanwälte; Bewilligung eines Zusatzkredites 

 
 
Beschlussesentwurf 1 
 
1. Für die Staatsanwaltschaft werden ab 1. Januar 2020 zusätzliche Stellen für Staatsanwältin-

nen und Staatsanwälte im Umfang von 450 550 Stellenprozenten geschaffen. 
 
2. Die Staatsanwaltschaft verfügt ab dem 1. Januar 2020 über einen Etat für Staatsanwältinnen 

und Staatsanwälte von insgesamt 2'500 2'600 Stellenprozenten. 
 
Übrige Beschlussesziffer und Beschlussesentwurf 2: keine Änderungen. 
 
Begründung: 
 
Der Bedarf der Staatsanwaltschaft für eine Erhöhung ihrer Kapazitäten ist ausgewiesen und 
durch die externe Überprüfung Brunner bestätigt. Gemäss den Erläuterungen des Regierungsrats 
und der Oberstaatsanwaltschaft soll ein Teil der neu geschaffenen Ressourcen für den Penden-
zenabbau verwendet werden. Dies erachtet die Grüne Fraktion als elementar: lange Verfahrens-
dauern widersprechen verschiedenen Zielen, welche ein funktionierendes Strafverfolgungssys-
tem erfüllen sollte. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass für jenen Teil der beantragten Erhö-
hung, der für den Pendenzenabbau notwendig ist, ein gezielter Einsatz von ausserordentlichen 
Staatsanwaltsstellen genügt, die nach einer befristeten Zeit wieder abgebaut werden. Die An-
stellung einer oder eines a.o. Staatsanwältin oder Staatsanwalts kann durch den Regierungsrat 
erfolgen – die vom Kantonsrat gemäss § 74 Abs. 1 GO festzulegende Zahl der ordentlichen 
Staatsanwaltsstellen ist davon nicht betroffen. Da davon ausgegangen werden kann, dass durch 
eine zusätzliche a.o. Staatsanwaltsstelle bis in zwei Jahren ein relevanter Pendenzenabbau gesi-
chert werden kann, reicht es, die Zahl der ordentlichen Staatsanwaltsstellen auf 25 anstelle von 
26 festzulegen (2500 Stellenprozent). Indem der Beschlussesentwurf 2 nicht abgeändert wird, 
verfügt der Regierungsrat über die notwendigen Mittel für diesen befristeten Einsatz. 

 


